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Wie viel Psychiatrie braucht 
das Land?
Die Zahl der in Krankenhäusern behandelten psychisch kranken Patien-
ten steigt nicht nur in Sachsen-Anhalt. Ist dieser trend unumkehrbar? 
Wo steht Sachsen-Anhalt im Vergleich zu anderen Bundesländern jetzt 
schon und welche Konsequenzen leiten sich daraus ab?

D
as Gesetz zur Einführung eines 
pauschalierten Entgeltsystems 
für psychiatrische und psycho-
somatische Einrichtungen trat ab 

dem 1. August 2012 in Kraft. Das neue Ent-
geltsystem wird innerhalb einer vierjäh-
rigen Einführungsphase (budgetneutrale 
Phase für die Krankenhäuser) und einer 
fünfjährigen Überführungsphase (Kon-
vergenzphase) eingeführt. Die Umsetzung 
ist in den ersten beiden Jahren freiwillig. 
Ab 2015 besteht dann die Verpflichtung, 
für alle psychiatrischen und psychosoma-
tischen Krankenhäuser und Abteilungen 
das Entgeltsystem anzuwenden. Das neue 
System erhöht zwar die Transparenz des 
Leistungsgeschehens, eine automatische 
Verbesserung der Versorgung kann des-
halb jedoch nicht erwartet werden.

Sektorengrenzen überwinden

Die Vertragsparteien können als flan-
kierende Maßnahmen Modellvorhaben 
(§ 64 b SGB V) zur Weiterentwicklung der 
Versorgung psychisch kranker Menschen 
vereinbaren.

Damit soll in erster Linie das sektorale 
Denken überwunden werden. 

Der neugeschaffene § 64 b SGB V de-
finiert den zukünftigen Rahmen für die 
Erprobung einer sektorübergreifenden 
Leistungserbringung im Bereich der psy-
chiatrischen und psychosomatischen Ver-
sorgung. Ziel zukünftiger Modelle ist im-
mer die Verbesserung der Versorgung. 
Eine Leistungsvergütung im Modellvorha-
ben muss leistungsgerecht, transparent und 
einheitlich sein. Voraussetzung ist auch, 
dass Dokumentations- und Meldepflichten 
eingehalten werden können. Als Kriterien 
für die Beurteilung gelten eine budget- und 
ausgabenneutrale Einführung.

Überdurchschnittliche Fallhäufigkeiten 

Der Indikator für die Inanspruchnahme 
einer stationären Leistung in Relation zur 
Bevölkerung ist die Fallhäufigkeit, d. h. die 
Fallzahl pro 100.000 Einwohner.

Diese liegt in Sachsen-Anhalt mit 1.500 
Fällen je 100.000 Einwohner deutlich über 
dem bundesdeutschen Durchschnitt von 
lediglich 1.400. Vor dem Hintergrund des 
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Der Verband der Ersatzkassen e. V. 
(vdek) hat eine neue Vorstandsvor-
sitzende: Ulrike Elsner (Jahrgang 
1965) wurde von der Mitgliederver-
sammlung im Juli einstimmig zur 
Nachfolgerin von Thomas Ballast ge-
wählt, der in den Vorstand der Tech-
niker Krankenkasse wechselte. 
Frau Elsner hat sich zum Ziel ge-
setzt, das Thema Versorgungsqua-
lität stärker in den Fokus zu rücken. 
„Hierzu gehört auch mit Blick auf die 
demografische Entwicklung der Um-
bau des Versorgungsangebotes“, so 
Elsner.
Nach ihrem Studium der Rechtswis-
senschaften an den Universitäten 
Augsburg, Freiburg, Seattle und Ber-
lin war sie von 1994 bis 2004 für die 
VdAK/AEV-Landesvertretung Berlin 
tätig. Von 2005 bis 2008 leitete Ulri-
ke Elsner die VdAK/AEV-Landesver-
tretung Sachsen und übernahm 2008 
die Leitung der Abteilung Ambulante 
Versorgung in der vdek-Zentrale.

a u S  D e m  v D e k

ulrike elsner neue 
vorstandschefin
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den Kinder- und Jugendpsychotherapeu-
ten wurden deshalb zu Beginn des Jahres 
17 Stellen neu besetzt. 

Ausblick

Einer weiteren Hospitalisierung von psy-
chischen Erkrankungen in Sachsen-Anhalt 
ist in jedem Fall entgegenzuwirken. 

 Es darf bei allen Neuregelungen nicht 
vergessen werden, dass neben den statio-
nären und ambulanten Leistungen, die die 

Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) fi-
nanziert, auch noch andere Bereiche der 
Gesellschaft Verantwortung für die Verhin-
derung bzw. Gesundung von psychischen 
Krankheiten tragen. Dazu gehören die Ar-
beitgeber, die Familien und jeder einzel-
ne Bürger. Die GKV allein wird die sozialen 
Probleme, die in einem direkten Zusam-
menhang mit psychischen Erkrankungen 
stehen, nicht lösen können.  

»In wohl keinem anderen 
medizinischen Fachgebiet 
hängt das Funktionieren der 
stationären und teilstationä-
ren Versorgung so sehr vom 
reibungslosen Zusammen-
spiel mit der ambulanten und 
komplementären Versorgung 
ab wie in der Psychiatrie.«
Dr. Bernd Langner
(Vorsitzender des Ausschusses für psychiatrische 
Angelegenheiten in Sachsen-Anhalt)

Bevölkerungsrückganges manifestiert 
sich damit eine deutliche Zunahme der In-
anspruchnahme von psychiatrischen und 
psychosomatischen Leistungen. Die statio-
nären Kapazitäten werden mit der Betten-
messziffer verglichen. Im Bereich der Er-
wachsenenpsychiatrie entsprechen diese 
Zahlen bundesdeutschem Niveau (ca. 66 
Betten pro 100.000 Einwohner). Auch in der 
Verweildauer liegt man in Sachsen-Anhalt 
auf dem Niveau des Bundesdurchschnitts. 

Für Kinder und Jugendliche standen in 
Sachsen-Anhalt 2010 mit 14,2 Betten im 
Vergleich zum Bundesdurchschnitt von 
6,7 doppelt so viel psychiatrische Betten 
je 100.000 Einwohner zur Verfügung. Die-
ser Befund wird geprägt durch die Situa-
tion in der Altersklasse der 5- bis 15-Jäh-
rigen. Auf 10.000 Kinder und Jugendliche 
in Sachsen-Anhalt kamen 2010 insgesamt 
120 Krankenhausaufenthalte, das sind 
mehr als doppelt so viel wie im Bundes-
durchschnitt (55 Fälle).

Um eine Verlagerung von stationärer zu 
ambulanter Versorgung zu erreichen, fand 
hier in den letzten Jahren verstärkt ein de-
zentraler Aufbau von tagesklinischen Kapa-
zitäten statt. Ein signifikanter Rückgang bei 
den stationären Leistungen ist allerdings 
damit (bisher) nicht verbunden. 

Der ambulante Versorgungsgrad, gera-
de im Bereich der Kinder- und Jugendpsy-
chotherapeuten, liegt in Sachsen-Anhalt 
deutlich unter dem Durchschnitt der alten 
Bundesländer. Allerdings hat sich die am-
bulante Fallhäufigkeit hier in den letzten 
10 Jahren auch mehr als verdoppelt. Bei 

Fallzahlen in der Psychiatrie  Stand 2010

QU
ELLE  Statistisches Bundesam
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Die Krankenhäuser werden in der 
Finanzierung psychiatrischer Leis-
tungen neue Wege gehen. 
Nachdem das DRG-System für die 
somatischen Bereiche eingeführt 
worden ist, folgt nun für die Psy
chiatrie eine Vergütung mit Pau-
schalen. 
Das soll die Transparenz im Leis-
tungsgeschehen verbessern. Die 
Krankenkassen halten ihre Erfah-
rungen mit den DRGs dagegen und 
fürchten vor allem Leistungsauswei-
tung und Drehtüreffekte.
Ein gemeinsamer Weg könnte bei 
der Erprobung von Modellvorha-
ben beschritten werden. Der Gesetz-
geber sieht dies sogar explizit vor, 
sodass Vorschläge zur Integration 
ambulanter und stationärer Leistun-
gen mit einem festen Finanzrahmen 
Chancen einer praktischen Umset-
zung bekommen. 
Die gesetzliche Krankenversiche-
rung hat solche Vorhaben bereits 
in Schleswig-Holstein (Kreis Stein-
burg) und Thüringen (Nordhausen) 
gestartet. Das Institut für Gesund-
heits- und Sozialforschung bewertet 
bestehende Modellvorhaben in ei-
nem aktuellen Gutachten.
Wünschenswert wäre es, wenn eine 
Neuordnung in der Vergütung psy-
chiatrischer Leistungen dazu bei-
trägt, die aktuelle Kostendynamik 
einzufangen. 

k o m m e n t a r

Wie viel Psychiatrie 
braucht man  
in Sachsen-Anhalt?

FOTO  vdek

von 
Dr. Klaus Holst  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Sachsen-Anhalt
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I n t e r v i e w

Die Gesundheitsausschuss­
vorsitzende im Interview
vdek Sie haben den Vorsitz im Gesundheits-
ausschuss vor gut 1 ½ Jahren übernommen. 
Welche Schwerpunkte setzen Sie? Was hat 
sich verändert?
Dagmar Zoschke Der Ausschuss hat u.a. auch 
durch die Geschäftsverteilung der Minis-
terien in dieser Legislaturperiode andere 
Schwerpunkte. Wir haben das große Feld 
„Arbeit“ dazubekommen, Sport und Ret-
tungsdienst zum Beispiel an das Innenmi-
nisterium abgegeben. Wir beschäftigen uns 
mit allen anderen Schwerpunkten auch der 
vergangenen Wahlperioden und insoweit 
hoffe ich, hat sich nicht allzu viel verän-
dert. Spannend empfinde ich immer wieder, 
wenn Politik im Rahmen von Fachgesprä-
chen und Anhörungen auf Praktikerinnen 
und Praktiker trifft und daran dann beginnt 
eigene Maßstäbe auszurichten.

vdek Wie erleben Sie die Zusammenarbeit 
zwischen Politik, Ministerium und den Ver-
tretern der Selbstverwaltung aus der ge-
setzlichen Krankenversicherung?
DZ Um auf die erste Frage zu antworten, 
in vielen Fragen sehr angenehm und an 
der Sache orientiert, hilfreich bei Fragen 
zu den Auswirkungen, dessen was Politik 
beschließen will und auch wenn sie be-
reits beschlossen hat. Es gibt auch sicher 
Dinge, die zu verbessern sind, ich denke 
da vor allem an eine Kontinuität und an 
stärkere Beteiligung aller Seiten inner-
halb der verschiedenen Entscheidungs-
prozesse. Wichtig ist in jedem Fall, dass 
man miteinander redet.

vdek Die Gesundheitsministerkonferenz hat 
sich auf ihrer 85. Beratungsrunde insbe-
sondere mit Maßnahmen, die die flächen-
deckende gesundheitliche Versorgung in 
den nächsten Jahren sicherstellen sollen, 
beschäftigt. Welche Verantwortung zur Be-
wahrung der Versorgungsqualität trägt die 

Politik? Welche Verantwortung sehen Sie 
bei der Selbstverwaltung? Was muss die 
Gesellschaft selbst tun? 
DZ Da treffen Sie mich gerade zum richti-
gen Zeitpunkt. Als Kommunalpolitikerin 
habe ich gerade die 1. Gesundheitskonfe-
renz meines Landkreises mit vorbereitet.
Ich finde es unheimlich wichtig, dass Po-
litik aller Ebenen und auch die Selbst-
verwaltung die Aufgabe einer flächende-
ckenden gesundheitlichen Versorgung mit 
hoher Qualität als Aufgabe erkannt haben. 
Alle an diesem Prozess Beteiligten tra-
gen Verantwortung und müssen miteinan-
der agieren. Politik auf den verschiedens-
ten Ebenen muss Rahmenbedingungen 
setzen und gemeinsam mit den Gesund-
heitsakteuren vor Ort nach Möglichkeiten 
suchen, Einfluss auf bestimmte Entwick-
lungen zu nehmen. Wir werden immer äl-
ter, jetzt müssen wir dafür sorgen, dass wir 
auch gesünder älter werden. Es gibt zwi-
schen niedergelassenen Ärztinnen und 
Ärzten, den Krankenhäusern, den stationä-
ren, teilstationären Pflegeeinrichtungen, 
den ambulanten Pflegediensten und den 
Betreuungs- und Beratungsanbietern so 
viele Schnittstellen und Möglichkeiten ei-
ner guten Vernetzung zum Wohle der Pati-
entinnen und Patienten, dass es fatal wäre 
hier nicht tätig zu werden. 

vdek In der aktuellen Diskussion dreht sich 
vieles um die Novellierung des Landesret-
tungsdienstgesetzes. Der Gesundheitsaus-
schuss ist allerdings nur beratendes Gremi-
um. Ist es vernünftig, dass die Koalition den 
Auftrag zur Novellierung des Gesetzes beim 
Innenministerium angesiedelt hat?
DZ Ich bezweifle, dass uns eine Diskussion 
über Vernunft oder Unvernunft dieser Ent-
scheidung tatsächlich weiter bringt. Es ist 
jetzt so, Innenministerium und Innenaus-
schuss haben jetzt diese Aufgabe, haben 

den Entwurf in den parlamentarischen 
Raum gebracht und der Gesundheitsaus-
schuss wird sich auch entsprechend sei-
ner Möglichkeiten einbringen. Wir haben 
die Anhörung gemeinsam absolviert und 
in den Fraktionen und Ausschüssen finden 
dazu jetzt die entsprechend notwendigen 
Diskussionen statt. 

vdek Welche Schwachpunkte hat der aktuel-
le Entwurf der Landesregierung? Was sind 
Ihre Verbesserungsvorschläge? 
DZ Aus der Anhörung habe ich als eine 
der wichtigsten Forderungen der Prakti-
kerinnen und Praktiker entnommen, dass 
das Gesetz die Aufgabe erfüllen muss, für 
eine bessere, konkrete tarifliche Entloh-
nung, einem Mindestlohn im Rettungs-
wesen zu sorgen. Maßstab ist für uns LIN-
KE dabei der TvöD. Die Qualifikation von 
Rettungskräften, Standards im Rettungs-
wesen und exakte Begriffsbestimmungen 
sind notwendig und gesetzlich zu regeln. 
Wie bereits in der vorhergehenden Frage 
bemerkt, stecken wir alle gegenwärtig im 
Diskussionsprozess zum vorliegenden Ent-
wurf des Rettungsdienstgesetzes, der mit 
der Anhörung eine Reihe von neuen Fra-
gen aufgeworfen hat, die wir gegenwärtig 
noch zu klären haben.  

Dagmar Zoschke (DIE LINKE), 
Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
des Landtages von Sachsen-Anhalt

FOTO  Jens Schlueter
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Wanderausstellung  
„WIEDER GESUND?“ 
Die bundesweite Wanderausstellung machte Anfang Mai für 14 Tage 
im Rathaus der Landeshauptstadt erfolgreich Station. Beeindruckende 
Fotos regten zum Dialog an.

W
ie gehen junge Fotodesig
ner mit den Themen Ge-
sundheit, Krankheit, Für-
sorge und Solidarität um? 

Um das zu erfahren, hatte der Verband 
der Ersatzkassen e. V. (vdek) anlässlich 
seines 100-jährigen Bestehens zur Teil-
nahme an einem Fotowettbewerb „WIE-
DER GESUND?“ an Fach- und Hochschulen 
für Fotografie oder Design in Deutschland 
aufgerufen. Die Schirmherrschaft wurde 
von Bundesfamilienministerin Dr. Kristi-
na Schröder übernommen.

Aus den besten Wettbewerbsbeiträgen 
wurde eine Wanderausstellung konzipiert, 
die sehr bewegend die Themen Gesund-
heit und Krankheit miteinander verbin-
det und exklusiv im Rathaus der Landes-
hauptstadt Sachsen-Anhalts Anfang Mai 
für 14 Tage zu betrachten war.

Alle eingereichten Fotos waren aus-
drucksstark, berührend und provokant. 
Gezeigt wurden unter anderem Fotos, die 
sich mit dem Umgang der eigenen Erkran-
kung oder der eines Familienangehörigen 

auseinandersetzen. Aber auch die Lebens-
freude trotz einer Erkrankung oder nach 
einer Genesung wurde ebenso aufgegrif-
fen, wie der richtige Umgang mit Medika-
menten oder die Bedeutung gesunder Er-
nährung für Kinder. 

Als Betrachter war man gefesselt vom 
Eindruck, wie einfühlsam die gelebte So-
lidarität zwischen den Menschen und (ge-
rade) zwischen den Generationen bzw. in-
nerhalb der Familie sein kann. Die Fotos 
zeigten die Bereitschaft, füreinander da zu 
sein – ganz gleich ob für Ehepartner- oder 
-partnerin, für Eltern, Großeltern oder Kin-
der. Dieses Füreinander da zu sein ermög-
licht Leben – auch mit schwerer Krankheit, 
verleiht Hoffnung und Zuversicht, um wie-
der gesund zu werden. Wie wichtig Ge-
sundheit ist, wird uns (leider) oftmals erst 
dann richtig bewusst, wenn wir selber, An-
gehörige oder Freunde erkrankt sind. Dann 
benötigt jeder Unterstützung und Solidari-
tät – durch die Familie oder durch Freun-
de, aber auch durch die Solidargemein-
schaft der Krankenkasse. 

FOTO  vdek

„Die Ersatzkassen organisieren die 
medizinische Versorgung für rund 
680.000 Versicherte in Sachsen-An-
halt. Mit ihren qualifizierten Be-
schäftigten gewährleisten sie eine 
hochwertige Betreuung. Die vdek 
Landesvertretung Sachsen-Anhalt 
als Interessenvertretung aller Ersatz-
kassen arbeitet seit 20 Jahren eng mit 
dem Sozialministerium zusammen. So 
z.B. im Landespflegeausschuss, wo sie 
die Interessen der Mitgliedskassen 
vertritt. Beim Aufbau der vernetzten 
Pflegeberatung in Sachsen-Anhalt hat 
sie maßgeblich mitgewirkt.
Der vdek ist ein geschätzter Ge-
sprächspartner auf Landesebene. 
Dafür ein Dank. 
Die vom vdek initiierte Foto-Wander-
ausstellung fordert in anspruchsvol-
ler Weise auf, sich mit dem Thema 
‚Gesundheit und Krankheit‘ in ihrer 
Bildsprache auseinanderzusetzen. 
Menschen mit Erkrankungen dürfen 
nicht ins gesellschaftliche Abseits ge-
drängt werden. Sie haben ein Recht 
auf Hilfe, auf gleichberechtigte Teil-
nahme am Leben in der Gesellschaft 
und ein Anrecht auf eine optimale 
medizinische Versorgung.
Dafür stehe ich mit meinem Ministe-
rium, dafür stehen die gesetzlichen 
Krankenkassen und natürlich auch 
alle anderen an der Gesundheitsver-
sorgung beteiligten Akteure.“

v e r a n s t a l t u n g

vdek geschätzter 
Gesprächspartner

Norbert Bischoff,  Minister für Arbeit und 
Soziales in Sachsen-Anhalt

FOTO  vdek
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v e r a n s t a l t u n g

Ersatzkassenforum Sachsen-Anhalt
Das vdek-Spektrum reicht von politischer Interessenvertretung, über  
Vertragsverhandlungen und -gestaltung mit Leistungserbringern, bis hin  
zu Dienstleistungsaufgaben für seine Mitgliedskassen

R
und 80 geladene Gäste aus der 
Gesundheitspolitik Sachsen-An-
halts waren am 7. Juni 2012 in das 
Magdeburger Gesellschaftshaus 

gekommen, um den 100-jährigen Geburts-
tag des Verbandes der Ersatzkassen e. V. 
(vdek) zu feiern. Der stellvertretende Ver-
bandsvorsitzende, Holger Langkutsch, 
würdigte auf der Festveranstaltung die Ar-
beit des Verbandes, der am 20. Mai 1912 in 
Eisenach als „Verband Kaufmännisch Ein-
geschriebener Hilfskassen (Ersatzkassen)“ 
gegründet wurde. Zur Geburtsstunde ver-
trat der Verband zehn Ersatzkassen, die 
wiederum 120.000 Mitglieder versicher-
ten. Heute sind sechs Ersatzkassen Mit-
glied im Verband, die Zahl der Mitglieder 
ist auf rund 19 Millionen angewachsen. Zu-
sammen mit den Familienmitversicherten 
sind jetzt rund 25,6 Millionen Menschen 
bei den Ersatzkassen versichert. 

„Der Verband hat dazu beigetragen, 
dass die medizinische Versorgung der Ver-
sicherten dem neuesten Stand der medizi-
nischen Forschung entspricht und von ho-
her Qualität ist“, betonte Langkutsch. 1919 
wurde der erste Vertrag zur zahnärztlichen 
Versorgung, 1920 dann zur ärztlichen Ver-
sorgung geschlossen. Zur ersten Schieds
amtsverhandlung mit den Zahnärzten kam 
es 1921. Oft haben der Verband und seine 
Mitgliedskassen auch neue Impulse für die 
Weiterentwicklung der Versorgung gege-
ben, wie z. B. durch die Vereinbarungen 
zur Früherkennung von Krebserkrankun-
gen, zur Diabetesversorgung, zur psycho-
therapeutischen Versorgung oder durch 
die Modellprojekte zur Akupunkturbe-
handlung. Langkutsch setzte sich nach-
drücklich für den Erhalt der solidarischen 
Krankenversicherung ein. 

Der Staatssekretär im Bundesgesund-
heitsministerium, Thomas Ilka, hob in 
seinem Grußwort hervor, dass der vdek 
immer als Gesprächspartner der Politik 
gesucht und geschätzt worden sei und 
dass er auf Grund seines erfolgreichen 
Wirkens als Interessenvertretung der Er-
satzkassen einen wichtigen Anteil daran 
habe, dass die Ersatzkassen die mitglie-
derstärkste Kassenart seien.

Der scheidende Vorstandsvorsitzende 
Thomas Ballast hob auf einem seiner letz-
ten öffentlichen Auftritte für den Verband 
noch mal die hohe Leistungsfähigkeit 
und Flexibilität des gesamten Verbandes 
und natürlich auch die der Mitarbeiter in 
Sachsen-Anhalt hervor. Seine Bilanzie-
rung unter anderem:

100 Jahre vdek: Das ist auch die Ge-
schichte einer langen Partnerschaft mit 
den Leistungserbringern, Ärzten, Kran-
kenhäusern, Zahnärzten und den vielen 
anderen Leistungserbringern, ohne die die 

medizinische Versorgung der Versicherten 
nicht organisiert werden könnte. 

100 Jahre vdek: Das ist natürlich auch 
eine Geschichte laufender gesundheits- 
und sozialpolitischer Gesetzgebung und 
einem Ringen nach dem richtigen Lö-
sungsweg mit der Politik – unterstützt 
von den Medien, die eine immer stärkere 
Rolle bei der Suche nach dem „richtigen 
Weg“ im Laufe der 100-jährigen Geschich-
te gespielt haben.

 100 Jahre vdek: Das ist natürlich auch 
die Geschichte der Versicherten, Patien-
ten und Beitragszahler und ihrer Ver
bundenheit und Treue zu den Ersatz-
kassen. Und wenn ich von Treue und 
Verbundenheit spreche, so dürfen na-
türlich auch die Mitarbeiter und Füh-
rungskräfte nicht fehlen, die mit ihrem 
Fachwissen und Engagement dazu bei-
getragen haben, dass der Verband, die 
Ersatzkassen und die GKV heute dort ste-
hen, wo sie stehen.  

Optimismus und mit Blick nach vorn:  Holger Langkutsch (vdek), Dr. Klaus Holst (vdek), Thomas Ilka 
(BMG) und Thomas Ballast (vdek) (von links nach rechts)

FOTO  vdek
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Rettungsdienstgesetz –  
Anhörungshürde genommen?
Anfang September fand die Anhörung im Gesetzgebungsverfahren zur  
Novellierung des Rettungsdienstes statt. Ein kurzer Sachstandsbericht  
unter Einbeziehung der gemeinsamen GKV-Stellungnahme.

H
inter der Drucksache 6/1255 ver-
birgt sich der „Entwurf eines Ge-
setzes zur Neuregelung des Ret-
tungswesens“. 

Die Landesregierung brachte diesen Ge-
setzesentwurf noch vor der Sommerpau-
se des Landtages ein. Die Federführung für 
die weitere parlamentarische „Bearbei-
tung“ wurde dem Innenausschuss übertra-
gen. Dieser lud bereits Anfang September 
zur parlamentarischen Anhörung in den 
Landtag. Der Gesetzgeber drückt auf das 
Tempo, schließlich steht man in der eige-
nen Pflicht (siehe Koalitionsvertrag), dass 
zum 1. Januar 2013 ein neues Rettungs-
dienstgesetz in Kraft tritt.

Um es vorweg zu nehmen, der Ent-
wurf befindet sich zeitlich zumindest auf 
der Zielgeraden. Seiner inhaltlichen Aus-
richtung kann man Gleiches aus Sicht des 
vdek jedoch noch nicht uneingeschränkt 
attestieren. Hervorzuheben ist aber, dass 
der neue Entwurf sich zum Beispiel an den 
Vorgaben der Krankentransport-Richtli-
nien orientiert und insoweit eine weitere 
Harmonisierung erkennen lässt. Es ist zu 
erwarten, dass dadurch großflächige Aus-
einandersetzungen im kommenden Jahr 
vermieden werden können. 

Die Krankenkassenverbände haben de-
tailliert zum aktuellen Entwurf ihre Posi-
tionen gemeinsam schriftlich dargelegt 
und in der Anhörung akzentuiert begrün-
det. An dieser Stelle ist aus Sicht des vdek 
noch einmal auf einen im Gesetz zu korri-
gierenden bzw. aufzunehmenden Sachver-
halt hinzuweisen:
Schiedsstellenverfahren. Durch die Strei-
chung der Schiedsstelle fällt der klassische 

Konfliktlösungsmechanismus einer Ver-
handlungslösung weg. Die zurzeit präfe-
rierte Satzungsregelung kann aber kein 
Ersatz für eine Schiedsstellenlösung sein. 
Paritätisch besetzte Schiedsstellen die-
nen im deutschen Sozialversicherungs-
recht als Konfliktlösungsmechanismen 
für Situationen, in denen sich die Part-
ner in der Selbstverwaltung (gesetzliche 
Krankenversicherung, Kassenärztliche 
bzw. Kassenzahnärztliche Vereinigungen, 
Deutsche Krankenhausgesellschaft bzw. 
Landeskrankenhausgesellschaften) nicht 
einigen können. 

Dies muss auch im Rettungsdienst in 
Sachsen-Anhalt weiterhin möglich sein. 
Eine einseitige Festsetzung der Entgelte – 
wie zurzeit üblich – kann und darf nicht 
die Lösung sein.

Das Fazit aus dem gemeinsamen 
Schreiben der GKV vom 30. August 2012 ist:
„Der Entwurf des Rettungsdienstgeset-
zes ist insoweit zu begrüßen, als er in der 

aktuellen Fassung zumindest in Vertrags-
form umsetzbar ist. 

Die Auseinandersetzungen über die 
Höhe von zu refinanzierenden Kosten 
werden regelmäßig in den entsprechen-
den Vergütungsverhandlungen zu füh-
ren sein. Wir erwarten allerdings, dass als 
„Konfliktlösungsmechanismus“ eine pa-
ritätisch zu besetzende Schiedsstelle in 
strittigen Fällen zum Zuge kommt.

 Es bleibt unbenommen, dass die ent-
sprechenden grundsätzlichen Positionen, 
wie zum Beispiel Ausgleichsmechanismen 
bei Konzessionsmodell, Finanzierung von 
Kosten der Wasser- und Bergrettung so-
wie des Massenanfalls von Verletzten, Zu-
sammenlegung von Leitstellen im Zuge von 
Normenkontrollverfahren voraussichtlich 
vor dem Oberverwaltungsgericht themati-
siert werden. Ab 1. Januar 2013 wären dann 
kritische Punkte sukzessive aufzugreifen 
und ggf. auch entsprechend einer gericht-
lichen Klärung zuzuführen.“  

In der Mai-Ausgabe der Zeitschrift „ersatzkasse report.“ für Sachsen-Anhalt ist 
unter der Überschrift „Rettungsdienstgesetz – auf dem Weg zur Novellierung“ ein 
Beitrag enthalten, in dem es heißt: 
„Der Gewinner der Ausschreibung änderte im Nachhinein die Kalkulations
grundlagen.“ 
Hierzu ist anzumerken, dass der Eindruck entstehen kann, die DRF Stiftung Luftret-
tung gAG habe als Gewinner der Ausschreibung um die Luftrettungsstation Lan-
deshauptstadt Magdeburg die Kalkulationsgrundlagen geändert, nachdem sie die 
Ausschreibung für sich entschieden hatte.
Wahr ist, dass die DRF Stiftung Luftrettung gAG in den Verhandlungen mit der 
Gesetzlichen Krankenversicherung die Kostenkalkulation zugrunde gelegt hat, 
die auch dem Angebot bei der Ausschreibung um diesen Luftrettungsstandort zu-
grunde lag.“

g e g e n d a r s t e ll  u n g
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D
ie Architektur zur Gewährleistung der Pflegequalität 
basiert auch auf der Erwartung, dass sich die Pflege-
einrichtungen aus eigener Motivation um bestmögliche 
Leistungen in der Pflege bemühen. Gleichzeitig erhal-

ten die Pflegeeinrichtungen vom Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherung (MDK) hierbei eine Unterstützung, indem im 
Rahmen des „Prüfgeschäftes“ eine externe Qualitätssicherung 
implementiert wurde. Der Gesetzgeber hat diesen ordnungspo-
litischen Rahmen in den letzten 10 Jahren schrittweise durch fol-
gende Gesetze näher ausgestaltet: 

·	 Das Pflege-Qualitätssicherungsgesetz (PQsG) 2002 ver-
pflichtete die Leistungserbringer zu internem Qualitätsma-
nagement und erlaubte unangemeldete Prüfungen durch 
den MDK. 

·	 Das Pflege-Weiterentwicklungsgesetz (PflegeWEG) 2008 er-
höhte die Prüffrequenz für Regelprüfungen, implementierte 
das Transparenzverfahren für Pflegenoten, gab eine Kosten-
pflicht für Wiederholungsprüfungen vor und verankerte zur 
Objektivierung der Bewertung der Pflegesituation Experten-
standards als verbindlichen Maßstab für die Pflegequalität;

Aktuell hat das Infektionsschutzgesetz (IfSG) 2011 das Prüfrecht 
des PKV-Prüfdienstes eingeführt.

Die Einbindung des PKV-Prüfdienstes in dieses Prüfgesche-
hen erfolgte in Sachsen-Anhalt formal mit Vertragsabschluss 
zum 1. September 2011. Der vdek übergab dem PKV-Prüfdienst 
10 Prozent des Prüfaufkommens für das letzte Quartal 2011 und 
das Jahr 2012 auf Basis einer zufälligen Ziehung. 

Pflegelotse etabliert

Das PflegeWEG beauftragt die Verbände der Pflegekassen mit 
der Veröffentlichung von Noten für die Leistungen von Pflege-
einrichtungen. Die Bewertung in so genannten Transparenzbe-
richten muss für die Versicherten und ihren Angehörigen kos-
tenfrei, verständlich und übersichtlich sein. Sie muss Vergleiche 
ermöglichen. Auf der Grundlage der zwischen den Beteiligten 
getroffenen Pflege-Transparenzvereinbarungen stationär (PTVS) 
und ambulant (PTVA) erzeugt der MDK aus den Prüfberichten die 
einzelnen Transparenzberichte. Der vdek stellt diese nach Frei-
gabe zur Veröffentlichung in den so genannten Pflegelotsen ein 
(vgl. www.pflegelotse.de).

Der Pflegelotse des vdek hat sich so als eine benutzerfreundli-
che Veröffentlichungsplattform etabliert. Die Krankenkassen nut-
zen den Pflegelotsen auch innerhalb ihres eigenen Service-Ange-
botes für ihre Versicherten. Die durchschnittliche Benotung der 
Einrichtungen verbesserte sich in den letzten beiden Jahren im 
stationären Bereich von 1,9 auf 1,2 und im ambulanten Bereich 
von 2,5 auf 1,6. Aus Sicht des vdek beruht dieser positive Trend 
unter anderem auf echten Verbesserungen in der Pflegequalität 
sowohl aufgrund der externen Beratungen durch die Prüfer des 
MDK sowie des PKV-Prüfdienstes, als auch wegen der verbesser-
ten Kenntnis der Einrichtungen über die Prüfschwerpunkte. Die 
Umsetzung der zahlreichen Neuregelungen erhöhte den admi-
nistrativen Aufwand bei allen Beteiligten signifikant. Gleichzei-
tig haben die praktischen Erfahrungen Anpassungsbedarf bei den 
Bewertungskriterien für die Pflegequalität sowie bei der Darstel-
lung insbesondere der Ergebnisqualität gezeigt. 

Kriterien für die Weiterentwicklung

In der Diskussion stehen dabei neben der Einführung von 
Kernkriterien, der Verschiebung einzelner Kriterien in andere 
Qualitätsbereiche und der Streichung von beispielsweise nicht 
ausreichend differenzierenden oder verbraucherirrelevanten 
Kriterien auch 

·	 eine Änderung der Stichprobenziehung, 
·	 eine Änderung der Notenskalierung sowie 
·	 eine Anpassung der Darstellung in den Transparenz

berichten. 

Die konkrete Gestaltung erfolgt nach dem Willen des Gesetzge-
bers gemeinsam durch die an der Pflege Beteiligten vertreten 
durch den Spitzenverband Bund der Pflegekassen, der Vereini-
gung der Träger der Pflegeeinrichtungen auf Bundesebene, der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozi-
alhilfe und der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver-
bände sowie unter Beteiligung des MDS. 
Im Rahmen dessen setzt sich der vdek ebenso für effiziente 
Strukturen und Verfahrensabläufe wie für eine weitere Ver-
besserung der Transparenz und Aussagekraft bei der Bewer-
tung von Pflegequalität ein.  

P f l e g e v e r si  c h e r u n g

Qualitätssicherung in der Pflege 
Der vdek verfolgt das Ziel, die Aussagekraft des „Pflegelotsen“ zu erhöhen  
und gleichzeitig den administrativen Aufwand beim MDK und den Pflegekassen  
auf das Notwendige zu begrenzen.
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Hartmut Kopf, Leiter des Vertragsge-
bietes Sachsen-Anhalt der DAK-Ge-
sundheit, verabschiedet sich in sei-
nen wohlverdienten Ruhestand.
22 Jahre hat er das Vertragsgeschäft 
bei der DAK-Gesundheit in Sach-
sen-Anhalt stets mit Herzblut und 
mathematischem Kalkül auf allen 
Gebieten mit aufgebaut und ent-
scheidend an einer erfolgreichen 
Entwicklung mitgewirkt.
Mit größtem Interesse arbeitete er 
in den verschiedensten Gremien, 
Kommissionen und Ausschüssen der 
vdek-Landesvertretung mit. 
Als diplomierter Kybernetiker sowie 
einem ergänzenden Studium zum 
Gesundheitsökonom begann er 1991 
bei der DAK seine Karriere als Leiter 
für den Vertragsarztbereich, wurde 
ab 2000 verantwortlich für den Be-
reich Krankenhaus und Rehabilita-
tion und übernahm 2004 die Leitung 
des gesamten Vertragsgebietes der 
DAK für Sachsen-Anhalt. Auch an der 
Entwicklung neuer Versorgungsfor-
men war er aktiv beteiligt, zu benen-
nen vor allem die integra-Verträge. 
Außerhalb seiner dienstlichen Ver-
pflichtungen engagiert sich Hartmut 
Kopf aktiv an der Rekonstruktion des 
Magdeburger Doms. 
Wir wünschen ihm alles erdenklich 
Gute und noch viel Zeit für seine Fa-
milie, vor allem mit seinen beiden 
Enkeln sowie seinem Hobby: Reisen 
in ferne Länder. 
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Schon in den 
 ruhestand?
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Erfahrene Fachleute des deutschen 
Gesundheitssystems beschreiben 
und kommentieren die Auswirkun-
gen auf die Praxis durch die gesetz-
lichen Neuregelungen rund um das 
GKV-Versorgungsstrukturgesetz 
– umfassend und leicht verständlich. 
Das Buch erläutert, was die Neure-
gelungen konkret für Vertragsärzte, 
Krankenhausträger und MVZ bedeu-
ten, aber auch für die Selbstverwal-
tung der GKV. Eine Synopse sowie 
ein Glossar runden die Ausführungen 
zu den Reforminhalten ab. Ein gelun-
genes Werk.

Halbe/orlowski/Preusker/Schil-
ler/Wasem
versorgungsstrukturgesetz 
(Gkv-vStG) – auswirkungen auf 
die Praxis
februar 2012, 376 S., € 49,95
medhochzwei verlag GmbH, 
Heidelberg

Bücher über Alzheimer und Demenz 
sind zahlreich, doch keines dieser Bü-
cher wurde von einem Betroffenen 
selbst verfasst. Richard Taylor leidet 
an einer Demenz, vermutlich des Alz-
heimer-Typs, aber er hat all seine Er-
fahrungen mit der Erkrankung, seine 
Gedanken und Ideen in essayistischen 
Innen- und Außenansichten beschrie-
ben. In seinen brillant formulierten, 
humorvoll gewürzten und vehement 
vorgetragenen Beiträgen setzt er sich 
dafür ein, das Erleben der Betroffe-
nen besser zu verstehen, deren Rech-
te zu verteidigen und durch Schreiben 
ein Stück seiner selbst zu bewahren.

richard taylor
alzheimer und Ich
Leben mit Dr. alzheimer im kopf
3. auflage 2011, 279 S., € 22,95
verlag Hans Huber, Bern

B Ü c H e r

Gkv-vStG im 
 Praxistest

Sicht eines 
 Betroffenen 

Neu aufgelegt und grafisch geliftet 
wurde die Broschüre „vdek-Basis-
daten des Gesundheitswesens für 

die Jahre 2011/2012.“ Darin sind wieder 
eine Fülle von Daten aus den verschiede-
nen Leistungsbereichen, Berufsgruppen 
und den Sozialversicherungen zusammen-
gestellt. Sie finden hier Zahlen und Dia-
gramme u.a. zu Einnahmen und Ausgaben, 
zu Versicherten und Leistungserbringern 
und zur demografischen Entwicklung. 
Die Daten sind sorgfältig recherchiert 
und übersichtlich aufbereitet, so werden 
Trends und Zusammenhänge schnell und 
einfach erkennbar. Die Broschüre kann 
über die Homepage der vdek-Landesver-
tretung kostenfrei abgerufen werden.

S t a t I S t I k

vdek-Broschüre: 
 Daten und fakten 
zum Gesundheits-
wesen

FOTO  vdek
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